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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das EFTA-Spanien-Durchführungs­

gesetz geändert wird 
(1. EFTA -Spanien-Durchführungsgesetz-N 0-

velle) . 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

D:l!S EFT A ~Spanien-Durchführungsgesetz, 
BGBI. Nr. 247/1980, wiI1d wie folgt geändert: . 

§ 5 Wiird wie foLgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 
b) Die b~sher~gen Absätze 2 bis 6 erhalten die 

Bezeiclmung ,,(1)" bis ,,(5)". 
c) Im neuen Abs3!tz 2 wird der Ausdruck 

"Abs. 2" ersetzt durch "Abs. 1 ". 

Artikel II 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1981 
in Kraft. 

(2) Mit der VolllZIiehung dieses Bundesgesetzes 
ist der BundesministJer für Finanzen betraJUt. 

Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 

Anläßlich einer vorgeschlagenen Änderung des 
EG-Abkommen-Durchführungsgesetzes, BGBL 
Nr. 468/1972, und des EFTA-Durchführungs­
gesetlJes, BGBL Nr. 118/1973, wegen des Bei>tritlJs 
Griechenlands zu den Europlilisch·en Gemeinschaf­
ten soll auch die Befugnis zur Bestätigung von 
Warenverkehrsbescheinigungen, die ursprünglich 
nur Zollämtern erster Klasse vorbehalten war, 
auf die Zollämter zweiter Kla·sse ausgedehnt 
werden [siehe die Erläuterungen zu Art. I Z 4 
(§ 7 Abs. 1) der vOI1geschlagenen 2. EG-Abkom­
men-Durchführungsgesetz-Novelle bzw. zu 
Art. I Z 1 (§ 4) der vorgeschlagenen 2. EFTA­
Durchführungsgesetz-Novelle J. Da die Verfah­
rensbestimmUlIlgen beureffend' die Anwendung 
der Ursprungsregeln des Uber:einkommens zwi­
schen den EFTA-Ländern und Spanien, BGBI. 
Nr. 245/1980, mit denen der EG-Abkommen 

und des EFTA- bzrw. FINEFTA-übeI1einkom­
mens identisch sind, ist es erfoI1derlich, auch in 
dem zur Durchführung der ZoUbestimmungen 
dieses übereinkommens geschaffenen Bundesge­
setz dieselbe Ander'ung vorzunehmen. Eine finan­
zielle Belastung des Bundes oder eine Erhöhung' 
des Persona:l- oder Sach·aufwandes ergibt sich 
dadurch nicht. 

H. Besonderer Teil 

Zu § 5: 

Durch die Streichung des Absatzes 1 dieser 
GesetzessteHe fällt die, bisherige Beschränkung 
der Befugnis zur B·estätigung der Wa·renverkehrs­
bescheinigungen auf Zollämter erster Klasse weg. 
Durch die dadurch bewirkte Ausdehnung dieser 
Befugnis' auch auf die Zollämter zweiter Klasse 
ergibt sich eine Erleichterung für die österreichi­
sche Exportwirtsch3!ft. 
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2 478 ,der Beilagen 

Gegenüberstellung 
Geltende Fassung: 

§ 5. (1) Zur Ertei1ung der im EFTA-Spanien­
übereinkommen vorgesehenen Waren verkehrs­
bescheinigungen sind die Zollä'ffite~ erster Klassle 
zuständig. Der Bundesminister für Finanzen kann 
die Befugnisse zur Eri:eilung von War,enverkehrs­
bescheinigungen durch Verordnung für bestimmte 
Waren auf ein2'le1ne Zollämter zweitler Klasse aus­
dehnen, wenn dies aus verkehrstechnischen oder 
wirtschaftlichen Gründen erforderlich ist. 

(2) Wer die ErteilLung einer Warenverkehrsbe­
scheinigung beantragt oder eine Ursprung'serklä­
rung aussueHt, hat die dafür notwendigen Anga­
ben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen 
und ihre Richtigkeit durch Vorhge aller nach 
Lage des Einzelfalles erfollderlichen und geeigne­
ten Untedagen, wie Rechnungen, Einf.uhrpapiere, 
Frachtpapiere, Lieferscheine der Vorlieteranten, 
nachzuweisen. 

(3) Der Antrag auf Erteilung eiIlJer Warenver­
kehrsbescheini.gung ist :zmrückzuweisen, wenn die 
Voramssemungen nach diesem Bundesgesetz oder 
nach dem Anhang IU nicht gegeben sind oder die 
nach Ahs. 2 erforderlichen Unterlagen unvoll­
ständig oder mangelhaft sind. 

(4) Hei Überprüfung der AngaJben in den Ur­
sprungsnachweis'en haben die Zollbehörden neben 
den Befrugnissen, die im § 26 Abs. 2 des Zollge­
setZJes 1955 angeführt sin1d, die gleichen Rechte, 
wi'e sie in der Bundesahgabenorooung, BGBI. 
N r. 194/1961, den Ahgabenbehörden für Zwecke 
der Ahgaben:erhelbung eingeräumt sind. 

(5) Zur Nachprüfung der von den Zollbehör­
den der aIlJderen Veru,agsparteien übermittelten 
Ursprungsnachweise him;ichtlich der Richtigkeit 
der darin ,enthaltlenen Erklärungen, insbesondere 
über den Ursprung der Waren und ihre unmittel­
bare Beförderung, können die Kammerämter der 
Kammern der gewerblichen W.irtschaft herange­
zogen werden, wenn dies :zmr Vereinfachung und 
Besmleuni.gung des Verfahrens zweckdienlich er­
scheint. 

Vorgeschlagene Fassung: 

§ 5. (1) Wer die Erteilung einer Warenver­
kehrsbescheinigung beantragt oder eine Ur­
sprungserklärung ausstelLt, hat die dafür notwen­
digen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß 
zu machen und ihre Richtigkeit durch Vorlage 
aUer nach Lage des Einzelfalles .erforderI.ichen und 
geeigneten Unter1a,gen, wie R:echnungen, Ein­
fuhrpapiere, Frachtpapiere, Lieferscheine der Vor­
lieferanten, nachzuweisen. 

(2) Der Antrag auf Erteilung einer Warenver­
kehrsbescheinigung ist zurückzuwrus,en, wenn die 
Vomussetzungen nach diesem Bundesgesetz oder 
nach dem Anha,ng IU nicht gegeben sind oder 
die nach Abs. 1 erforderlichen Unrerlaßen unvoll­
ständig oder mangelhaft sind. 

. (3) Bei überprüfung der Ang,aben in den Ur­
sprungsnachwei,sen haben die Zollbehörden neben 
den Befugn.i,ssen, die ,im § 26 Abs. 2 des Zol1-
ges'etzes 1955 angeführt sind, die gleichen Berech­
tigungen und Bef/Ugnisse, wie sie in der Bundes­
abgabenoI1dnung, BGBI. Nr. 194/1961, in der 
jeweiligen Fassung den Abgabenbehörden für 
Zwecke der Abgabenerhebung eingeräumt sind. 

(4) Zur Nachprüfung der von den Zollbehör­
den der Mitgliedstaaten übermittelten Ursprungs­
nachweise hinsichtlich der Richtigmeit der darin 
enthaltenen Erklärungen, insbesondere über den 
Ursprung der W'<lren uIlJd ihre unmittelbare Be­
förderung, können die Kammerämter der Kam­
mern der gewerblichen Wirtschaft herangezogen 
werden, wenn dies zur Vereinfachung und Be­
schleunigung des Verfahrens zweckdienlich er­
scheint. 

(5) .Wird der Antrag :liuf Erteulung einer 
Warenverkehrsbescheinigung erst nach Ausfuhr 
der Ware, auf die sich die WarenverkehI1Sbeschei­
nigung bezieht, gestellt, so kann das mit der 
Sache befaßte Zolla'mt den Antrag an ein anderes, 
dem Wohnsitz (Sitz) des Exporteurs oder der 
Betriebsstättle, aus der die ausgeführte W,are 
stammt, nähergelegenes sachlich Z!uständiges Zoll­
amt weiterleiten, sofern dies zur V:.ereinfachung 
oder Beschleunigung des Verfahrens zweckdienlich 
ist und nicht überwiegende Interessen des An­
tragsteIlers entgegenstehen. Der AntragsteIler ist 
von der WeiteI1leitru.nrg z;u Vierständigen. 
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478 der Beilagen 

Gel t end e Fa s s u n g: 

(6) Wil1d der Antra.g a.uf Erteilung einer 
Warenverkehrsbescheinigung erst nach Ausfuhr 
der War:e, a.uf di:e sich die Warenverkehrsbeschei­
nigung bezieht, gestellt, so kann das mit der 
Sach·e befaßte Zollamt den Antrag an ein anderes 
dem Wohns.i-tz (Sitz) des Exporteurs oder der Be­
triebsstätte, alUs der die angeführte Ware 
stammt, nähengelegenes sachlich zuständig.es 2011-
am weiterLeiten, sofern dies zur Vereinfachung 
oder Beschleunigung des Verfahrens zweckdien­
lich ist und nicht ü:berwiegende Interessen des An­
tragstellers enq~egenstehen. Der Antragsteller ist 
von der Weiterle1tIUng zu verständigen. 

Vor g e s chI a gen e Fa s s u n g: 

3 
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